
Pressemitteilung 
Gemeinsamer Bundesausschuss gemäß § 91 SGB V 
 

 
 

Seite 1 

 
Der Vorsitzende 

 

Stabsbereich Öffentlichkeitsarbeit und 
Kommunikation 
Kristine Reis-Steinert 
 
Telefon: 
00492241-9388 -30 
 
Telefax: 
00492241-9388 -35 
 
E-Mail: 
kristine.reis-steinert@g-ba.de 
 
Internet: 
www.g-ba.de 
 

Erweiterung, Neustrukturierung und Anpassung 
der Verfahrensordnung des G-BA an Gesundheits-
reform 2007 
 
Siegburg/Berlin, 19. Dezember 2008 – Die Verfahrensordnung des Gemein-
samen Bundesausschusses (G-BA) enthält künftig ein neues Kapitel zur Bewer-
tung von Arzneimitteln und Medizinprodukten. Damit kommt der G-BA seiner 
Aufgabe nach, die Details des Verfahrens über die Bewertung von Entscheidun-
gen über die Arzneimittel-Richtlinie zu regeln. Aufgenommen wurden am Don-
nerstag in Berlin die Entscheidungsgrundlagen  
 

- zur Bewertung des therapeutischen Nutzens, der medizinischen Notwen-
digkeit und der Wirtschaftlichkeit von Arzneimitteln,  

- zur Festbetragsgruppenbildung,  
- zur Bewertung von nicht verschreibungspflichtigen Arzneimitteln sowie 

Medizinprodukten hinsichtlich der Aufnahme in die Arzneimittel-Richtlinie 
- zum Ausschluss sogenannter Lifestyle-Arzneimittel von der vertragsärzt-

lichen Versorgung sowie 
- zur Umsetzung von Empfehlungen der Expertengruppen Off-Label zur 

Anwendung von zugelassenen Arzneimitteln in nicht zugelassenen An-
wendungsgebieten. 

 
Ein weiterer Teilbeschluss sieht die Anpassung der Verfahrensordnung an die 
Gesundheitsreform 2007 (GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz (GKV-WSG)) vor. 
Dieser regelt neu die tragenden Gründe und die zusammenfassenden Dokumen-
tationen, durch die die Öffentlichkeit, aber auch Stellungnahmeberechtigte und 
Ministerium über das Verfahren, die Hintergründe sowie die wesentlichen Erwä-
gungen des G-BA informiert werden. Außerdem setzt er die seit Juli 2008 in Kraft 
getretenen neuen sektorenbergreifenden Strukturen um und justiert dabei insbe-
sondere die Zuständigkeiten des Plenums und der Unterausschüsse. 
 
Darüber hinaus wurde die Verfahrensordnung, die den Ablauf von Beratungsver-
fahren, Anhörungen und Entscheidungen im G-BA regelt, insgesamt neu struktu-
riert, um sie künftig leichter ergänzen zu können und besser lesbar zu machen. 
 
Nach Genehmigung der entsprechenden Beschlüsse durch das Bundesministe-
rium für Gesundheit (BMG) wird eine Gesamtneufassung der Verfahrensordnung 
im Bundesanzeiger veröffentlicht, die zu Beginn des auf die Genehmigung folgen-
den Quartals in Kraft tritt.  
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Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemeinsamen Selbstverwal-
tung der Ärzte, Zahnärzte, Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er bestimmt 
in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) für etwa 70 Millionen 
Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizinischen Versorgung von der GKV übernommen 
werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA ist das fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). 
 
Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das Parlament durch 
Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche Vorgaben für die konkrete Umset-
zung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher 
Normen und sind für alle Akteure der GKV bindend. 
 
Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den aktuellen Stand der medizinischen Erkenntnisse und 
untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die medizinische Notwendigkeit und die Wirt-
schaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige 
Aufgaben im Bereich des Qualitätsmanagements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären 
Versorgung.  
 
Weitere Informationen finden Sie unter http://www.g-ba.de  

 


